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Das von Papandreou angekündigte Referendum hatte die 
mühsam erzielten Beschlüsse des jüngsten EU-Gipfels in 
Frage gestellt. Zu Recht waren deshalb die europäischen 
Regierungschefs über das überraschende Vorpreschen 
verärgert. Inzwischen ist der griechische Ministerpräsident 
das Opfer der Ränke im eigenen Land geworden. Aber im 
Grundsatz war Papandreous Vorschlag richtig: Wenn ein 
souveräner Staat grundlegende Rechte abgibt, und das 
vor allem an die schwer durchschaubaren Bürokratien der 
EU und des Internationalen Währungsfonds, dann muss 
dem zuvor das Volk auch explizit zugestimmt haben – sei 
es durch ein Referendum oder durch eine Abstimmung bei 
Neuwahlen. Denn die Stabilität Europas ist nicht allein 
durch einsame Gipfelbeschlüsse und kalte Verordnungs-
technokratie zu erreichen, Europa als politische Idee muss 
von den Bürgerinnen und Bürgern akzeptiert und gewollt 
werden. Gewiss wäre ein Referendum riskant gewesen, 
aber es hätte den Griechen die Möglichkeit gegeben, selbst 
zu entscheiden, welchen Weg der entbehrungsreichen 
Sanierung ihres Landes sie gehen wollen. Nach Papand-
reous Rücktritt ist nun offen, ob es bei einer Politik über die 
Köpfe der Bürger hinweg bleibt oder nicht. 

Wie dem auch sei, die europäische Politik muss die Gipfel-
beschlüsse nun rasch und überzeugend umsetzen. Vor 
allem steht aber Griechenland selbst in der Pflicht. Für das 
Land ist der ausgehandelte Schuldenschnitt zwar eine Er-
leichterung. Allein damit ist es aber nicht getan. Die Staats-
einnahmen müssen erhöht und die Steuerkraft nachhaltig 
verbessert werden. Die Privatisierung von Staatsunterneh-
men sollte vorangetrieben, und auch eine Abschlagssteuer 
auf griechische Auslandsvermögen könnte in Betracht gezo-
gen werden. Benötigt wird eine effektive Steuerverwaltung. 
Aber selbst bei optimistischen Annahmen zu Wachstum 
und Haushaltsdisziplin wird für die Sanierung mehr als ein 
Jahrzehnt notwendig sein. 

Um die Schulden Griechenlands in dieser Zeit auf dem an-
visierten Stand von 120 Prozent der Wirtschaftsleistung zu 
halten, reicht der einmalige Schuldenschnitt nicht aus. Für 

eine erträgliche Belastung der griechischen Volkswirtschaft 
sind auch ein niedriger Zinssatz und längere Laufzeiten für 
die Kredite des Staates nötig. Darüber mögen die Banken 
klagen, aber sie wissen selbst, dass nicht nur der Schuldner 
für die Misere verantwortlich ist, sondern auch die viel zu 
leichtgläubigen Gläubiger. Egal was nun passiert, am Ende 
zahlen die Banken drauf – und reiche Länder wie Deutsch-
land auch. Das ist nun wirklich einmal alternativlos, denn 
das Kind liegt bereits im Brunnen. 

Der Kern des Problems sind auch nicht die Staatsschulden, 
sondern die enormen Ungleichgewichte im internationalen 
Handel. So haben Deutschland und China beim letzten 
G20-Gipfel versprochen, ihre Binnennachfrage zu stärken. 
Angesichts all der Hektik der letzten Tage wurde das von den 
Medien aber kaum wahrgenommen. Gerade das deutsche 
Wirtschaftsmodell hat erheblich zur Instabilität in der Euro-
zone beigetragen. Es hat eine exzessive Exportstrategie 
verfolgt, die durch stagnierende Reallöhne gestützt wurde. 
Wenn sich die Einkommen der breiten Masse der Bevölke-
rung nur schwach entwickeln, kommt die Binnennachfrage 
ebenfalls nicht voran. Man kann dann auch nicht mehr 
Waren und Dienstleistungen im Ausland kaufen. Wenn aber 
ein Land immer mehr an Gütern produziert, als es selbst ver-
braucht, müssen andere Staaten sich zwangsläufig verschul-
den. Diesen Staaten wurden sukzessive die Wirtschaftsbasis, 
also die Arbeitsplätze und damit auch die Steuerkraft, ent-
zogen – und in Deutschland häuften sich die Vermögen an. 

Das konnte nur eine Zeit lang gut gehen, und diese Zeit ist 
nun vorbei. Einer der Schuldner ist pleite, und seine Wirt-
schaft liegt am Boden. Deshalb sind nicht nur die Griechen 
der Meinung, dass Deutschland die größte Last bei der Be-
hebung der Eurokrise zu schultern habe. Das ist verständlich. 
Man wird den großen Teil der Bevölkerung in Deutschland 
von der Notwendigkeit der Hilfen aber nur überzeugen kön-
nen, wenn vor allem diejenigen herangezogen werden, die 
von der einseitigen Exportausrichtung profitiert haben. Sie 
sind leistungsfähig. Und weil ein großer Teil des angehäuften 
Vermögens ohnehin nicht in Realinvestitionen fließt, wäre 
eine höhere Besteuerung von Reichtum und hohen Einkom-
men für die deutsche Volkswirtschaft auch kaum schädlich.
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